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II

(Vorbereitende Rechtsakte)

KOMMISSION

Vorschlag für einen Beschluß des Europäischen Parlaments und des Rates über die Überprüfung
des Programms der Europäischen Gemeinschaft für Umweltpolitik und Maßnahmen im Hin­
blick auf eine dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung — ,,Für eine dauerhafte und umwelt­

gerechte Entwicklung"

(96/C 140/04)

KOM(95) 647 endg. — 96/002 7(COD)

(Von der Kommission vorgelegt am 29. Februar 1996)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Gemeinschaft , insbesondere auf Artikel 130s Ab­
satz 3 Unterabsatz 1 ,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ,

in Übereinstimmung mit dem in Artikel 189b des Ver­
trags festgelegten Verfahren,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Am 18 . März 1992 nahm die Kommission das Programm
der Europäischen Gemeinschaft für Umweltpolitik und
Maßnahmen im Hinblick auf eine dauerhafte und um­
weltgerechte Entwicklung — „Für eine dauerhafte und
umweltgerechte Entwicklung" — (nachstehend „Pro­
gramm" genannt) an .

In seiner Entschließung vom 17 . November 1992 be­
grüßte das Europäische Parlament die darin enthaltenen
Leitlinien .

In ihrer Entschließung vom 1 . Februar 1993 (*) billigten
der Rat und die im Rat vereinigten Vertreter der Mit­
gliedstaaten die allgemeinen Ansätze und Konzepte des
Programms .

In seiner Stellungnahme vom 1 . Juli 1992 billigte der
Wirtschafts- und Sozialausschuß die Konzepte und
Grundgedanken des Programms .

Die meisten Maßnahmen und Aktionen des Programms
sind prinzipiell auf das Jahr 2000 ausgerichtet, doch es
ist vorgesehen, daß sein allgemeines Konzept vor Ende
1995 überprüft werden soll .

Seit der Annahme des Programms sind eine Reihe von
Entwicklungen zu verzeichnen, die im Hinblick auf eine
dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung von Bedeu­
tung sind, vor allem die Agenda 21 als Ergebnis der
Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und
Entwicklung (UNCED) und das Weißbuch der Kommis­
sion über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf­
tigung .

Die Erweiterung der Europäischen Union durch die drei
neuen Mitgliedstaaten Osterreich , Finnland und Schwe­
den stellt neue Herausforderungen im Umweltbereich an
die Union und verpflichtet die Gemeinschaft zur Über­
prüfung bestimmter Vorschriften im Umweltbereich .

Im Rahmen der Überprüfung des Programms durch die
Kommission fanden umfassende Beratungen statt, um In­
formationen über die bisherigen Fortschritte und eventu­
ellen Hindernisse bei der Umsetzung des Programms zu
erhalten .

Im Januar 1996 hat die Kommission einen Bericht über
die Umsetzung des Programms vorgelegt .

Als Beitrag zum Überprüfungsprozeß hat die Europäi­
sche Umweltagentur (EUA) am 10 . November 1995 ei­
nen aktualisierten Bericht über den Zustand der Umwelt
vorgelegt.

Die im Programm enthaltenen allgemeinen Konzepte,
Zielsetzungen und Maßnahmenpläne bleiben auch wei­
terhin gültig und das Programm bildet einen geeigneten
Ausgangspunkt für die Umsetzung der Agenda 21 durch
die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten .

Die grundlegende Zielsetzung des Programms ist die
vollständige Integration der Umweltpolitik mit den ande­
ren ausschlaggebenden Politikbereichen durch aktive
Einbeziehung der wichtigsten gesellschaftlichen Akteure
bei dem Bemühen um breitere und tiefgreifendere Instru­
mente zur Erreichung von Verhaltensänderungen .C ) AB1 . Nr . C 138 vom 17 . 5 . 1993 , S. 1 .
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Zur Verbesserung der Grundlage der gemeinschaftlichen
Umweltpolitik durch zuverlässige und vergleichbare Da­
ten , Statistiken und Indikatoren sowie durch Kosten­
Nutzen-Analysen der jeweiligen Option sind weitere Be­
mühungen erforderlich .

Des weiteren müssen die Konzepte zur Förderung nach­
haltiger Produktions- und Verbrauchsmuster weiterent­
wickelt werden .

Es ist ebenfalls erforderlich, die bestmögliche Nutzung
von neuen Techniken und Technologien zu fördern.

Das Konzept der gemeinsamen Verantwortung und
Partnerschaft muß ebenfalls weiterentwickelt werden,
insbesondere durch einen intensiveren Dialog mit allen
Beteiligten und deren stärkere Einbeziehung bei der Er­
arbeitung gemeinschaftlicher Konzepte und Maßnahmen.

Es besteht ein Potential für eine Gemeinschaftsunterstüt­
zung im Hinblick auf einheitlichere und besser koordi­
nierte Ansätze bei Initiativen auf lokaler und regionaler
Ebene zu Themen, die für eine nachhaltige Entwicklung
ausschlaggebend sind, sowie zur Förderung des Informa­
tions- und Erfahrungsaustausches . Dies gilt insbesondere
für gebietsbezogene Ansätze im Bereich der städtischen
Umwelt sowie im Hinblick auf Küsten- und Natur­
schutzgebiete .

Die Gemeinschaft wird ihre Konzepte bezüglich der im
Programm behandelten Umweltthemen weiterentwik­
keln ; besondere Aufmerksamkeit gilt dabei einer Reihe
von Themen, die am effizientesten auf Gemeinschafts­
ebene angegangen werden können —

BESCHLIESSEN :

Aus dem Bericht über die Umsetzung des Programms
geht hervor, daß bei einer Reihe von Themen Fort­
schritte auf dem Weg zu einer dauerhaften und umwelt­
gerechten Entwicklung zu verzeichnen sind, jedoch noch
immer viel zu tun ist .

Der Bericht zeigt vorrangige Maßnahmenbereiche auf,
mit denen dem Prozeß zur Realisierung einer dauerhaf­
ten und umweltgerechten Entwicklung neue Impulse ver­
liehen werden können ; zur Umsetzung des Programms
sollte sich die Gemeinschaft auf eine beschränkte Zahl
von Prioritäten und einige andere Themen konzentrie­
ren .

Die Umsetzung des Programms im Hinblick auf die Be­
rücksichtigung von Umweltaspekten in den politischen
Konzepten und Maßnahmen der Gemeinschaft muß ope­
rationeller gestaltet werden . Zu diesem Zweck sind ver­
schiedene vorrangige Maßnahmen in den Bereichen
Landwirtschaft, Verkehr, Energie, Industrie und Touris­
mus festgelegt worden, in denen ein Tätigwerden auf
Gemeinschaftsebene am effizientesten ist .

Dieser Beschluß greift der Rechtsgrundlage von Maß­
nahmen nicht vor, die in Ubereinstimmung mit den Zie­
len der in diesem Plan vorgesehenen Aktionen im Rah­
men anderer Gemeinschaftspolitiken verabschiedet wer­
den .

Die Erweiterung der Palette von Instrumenten hat sich
als schwieriger erwiesen als ursprünglich angenommen.
Es müssen andere Instrumente zur Ergänzung der beste­
henden Rechtsvorschriften erarbeitet und angewendet
werden, um die gegenwärtigen Tendenzen und Prakti­
ken nachhaltiger zu gestalten . Dies erfordert marktorien­
tierte und andere horizontale Instrumente sowie den ver­
besserten Einsatz gemeinschaftlicher Finanzierungsin­
strumente als Mittel zur Förderung einer nachhaltigen
Entwicklung .

Es muß eine bessere Anwendung und Durchsetzung der
Umweltmaßnahmen gewährleistet werden, wozu Maß­
nahmen auf allen ordnungspolitischen Ebenen erforder­
lich sind .

Für die Sensibilisierung im Hinblick auf eine nachhaltige
Entwicklung und die Förderung von Verhaltensänderun­
gen sind die Bereiche Kommunikation und Information
sowie allgemeine und berufliche Bildung von herausra­
gender Bedeutung.

Bei internationalen Maßnahmen im Hinblick auf Um­
weltschutz und nachhaltige Entwicklung muß die Ge­
meinschaft eine tragende Rolle spielen. Internationale
Herausforderungen wie der mögliche Beitritt der assozi­
ierten Staaten Mittel- und Osteuropas , die Notwendig­
keit einer verstärkten Zusammenarbeit mit den Mittel­
meerstaaten, die Weiterführung des durch die Konferenz
der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung
(UNCED) eingeleiteten Prozesses und die Diskussionen
über Handel und Umwelt müssen angenommen werden .

Artikel 1

Die Gemeinschaft bestätigt ihr Engagement im Hinblick
auf die Ansätze und Konzepte des Programms „Für eine
dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung", das von
der Kommission am 18 . März 1992 angenommen, vom
Europäischen Parlament in dessen Entschließung vom
17 . November 1992 begrüßt und vom Rat in dessen Ent­
schließung vom 1 . Februar 1993 gebilligt wurde . Dabei
werden Mitgliedstaaten, Unternehmen und Bürger ermu­
tigt, ihren jeweiligen Beitrag zur fortdauernden Umset­
zung des Programms zu leisten und zu versuchen, den
durch das Programm eingeleiteten Prozeß zu beschleuni­
gen .

Zur Beschleunigung dieses Prozesses und zur Gewährlei­
stung einer effizienteren Umsetzung des Programmkon­
zepts wird sich die Gemeinschaft auf fünf vorrangige Be­
reiche und fünf weitere Themen konzentrieren, um der
Durchführung des Programms einen neuen Impuls zu
verleihen .

Unbeschadet dieser spezifischen Prioritäten wird die Ge­
meinschaft auch alle weiteren durch das Programm initi­
ierten Maßnahmen fortsetzen .
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Diese Entscheidung greift der Rechtsgrundlage von
Maßnahmen nicht vor, die in Ubereinstimmung mit den
Zielen der in diesem Plan vorgesehenen Aktionen im
Rahmen anderer Gemeinschaftspolitiken verabschiedet
werden .

TEIL 1

VORRANGIGE BEREICHE

Artikel 2

e ) Weiterentwicklung eines umfassenden Konzepts
für die Entwicklung des ländlichen Raums, das
auch die Überwachung und Koordinierung der
verschiedenen politischen Instrumente umfaßt .

Im Bereich der Forstwirtschaft wird die Gemein­
schaft ein umfassenderes und längerfristiges Kon­
zept für eine nachhaltige „lebenslauforientierte"
Entwicklung erarbeiten, um Maßnahmen und Politi­
ken besser zu koordinieren und einheitlicher zu ge­
stalten sowie internationale Entwicklungen zu be­
rücksichtigen .

2.2 . Die Prioritäten im Verkehrsbereich sind :

a) stärkere Berücksichtigung der für den Transport­
bedarf ausschlaggebenden Faktoren ; dies um­
faßt :

— Entwicklung von Maßnahmen zur stärkeren
Berücksichtigung externer Kosten in den
Transportpreisen als Voraussetzung für eine
positive Beeinflussung des Nutzerverhaltens
im Hinblick auf eine vernünftigere Verkehrs­
nachfrage ;

— Förderung einer besseren Integration von
Raum- und Verkehrsplanung sowie gezielte
Maßnahmen zum Bedarfsmanagement, z . B.
durch den Einsatz telematischer Systeme ;

b ) weiterer Abbau des Ungleichgewichts zwischen
den verschiedenen Verkehrsträgern ; dies umfaßt
insbesondere :

— Erarbeitung und Anwendung von geeigneten
Kriterien und Methodiken für die strategi­
sche Umweltverträglichkeitsprüfung von Ver­
kehrsinfrastrukturplänen für transeuropäische
Netze ;

— Untersuchung von Möglichkeiten für den
Einsatz gemeinschaftlicher Fördermittel zur
Förderung einer größeren Ausgewogenheit
zwischen den verschiedenen Verkehrsträgern ;

— Lösungsansätze für die durch den Schwer­
lastverkehr verursachten Umweltprobleme,
auch unter Berücksichtigung der Lage in
Transitregionen ;

— Förderung des Gebrauchs umweltfreundliche­
rer Verkehrsträger, zum Beispiel durch die
Förderung des öffentlichen Verkehrs ;

c) strengere Grenzwerte für Schadstoff- und Lärm­
emissionen von Kraftfahrzeugen und Flugzeugen
sowie Normen über die Kraftstoffqualität, Maß­
nahmen zur Verringerung der C02-Emissionen
von Personenkraftwagen und Verschärfung von
Gemeinschaftsvorschriften über die Inspektion
und Wartung von Kraftfahrzeugen ;

Einbeziehung von Umweltaspekten in andere
Politikbereiche

Die Gemeinschaft wird verbesserte Konzepte für die
Einbeziehung von Umweltaspekten in andere Politikbe­
reiche erarbeiten, um eine nachhaltige Entwicklung zu
fördern .

Im Hinblick auf die im Programm festgelegten Schwer­
punktbereiche wird sich die Gemeinschaft auf die nach­
stehend genannten Prioritäten konzentrieren , die auf
Gemeinschaftsebene am effizientesten behandelt werden
können .

2.1 . Die Prioritäten im Bereich der Landwirtschaft sind :

a ) Verstärkung des Zusammenhanges zwischen
landwirtschaftlichen Marktinstrumenten und
Umweltanforderungen in Folge des Reformpro­
zesses der gemeinschaftlichen Agrarpolitik, wo­
bei Preisstützungsinstrumente vermehrt durch di­
rekte Hilfsmaßnahmen, soweit angemessen mit
Umweltkriterien verbunden, ersetzt werden, so­
wie eine bessere Integration von Marktpolitiken ,
Politiken zur Entwicklung des ländlichen Rau­
mes und Umweltpolitiken . Solche Maßnahmen
sollten auch Verpflichtungen im Hinblick auf
Überwachung und Berichterstattung umfassen ;

b ) regelmäßige Berichte mit Informationen über die
durch landwirtschaftliche Praktiken verursachten
Belastungen und deren Auswirkungen, z . B. Da­
ten über den Verbrauch von Düngemitteln und
Pestiziden sowie Angaben über Wasserverbrauch
und -qualität und Raumnutzung ;

c) Förderung von extensiven Produktionsmethoden,
nachhaltigen Landwirtschaftstechnologien und
ökologischem Landbau in enger Zusammenarbeit
mit den Betroffenen ; die Gemeinschaft wird auch
weiterhin die Entwicklung lokaler Initiativen för­
dern und Informationen darüber verbreiten ;

d ) Weiterentwicklung eines integrierten Konzepts
für einen nachhaltigen Pestizideinsatz, welches
sowohl ausführlichere Vorschriften über die Ver­
teilung und den Verkauf dieser Stoffe als auch
die Begrenzung des Einsatzes und die Substitu­
tion der gefährlichsten Pestizide enthält ;
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eine bessere Information der Unternehmen, auch
über die besten verfügbaren Techniken, eine bes­
sere Verbreitung sauberer Technologien und die
Förderung der besten Umweltpraktiken ;

e ) Förderung von Ansätzen zur Unterstützung der
Entwicklung einer „Öko-Industrie";

f) besondere Beachtung der technischen und finan­
ziellen Probleme kleiner und mittlerer Unterneh­
men im Hinblick auf den Einsatz umweltfreund­
licher Technologien .

2.5 . Die Prioritäten im Bereich des Tourismus sind :

a ) Erstellung von regelmäßigen Berichten über die
Umweltbelastungen und -auswirkungen von tou­
ristischen Aktivitäten , auch im Hinblick auf eine
nachhaltige Nutzung von Küstengebieten ;

b ) Unterstützung von Kampagnen zur Sensibilisie­
rung der Öffentlichkeit zur Förderung einer um­
weltfreundlichen Nutzung der touristischen Res­
sourcen, auch im Hinblick auf die Beförderungs­
mittel von und zu den Urlaubsgebieten ;

c ) Förderung innovativer guter Praktiken für einen
nachhaltigen Tourismus .

Artikel 3

d) Förderung des Erfahrungsaustausche zwischen
lokalen Behörden über Maßnahmen für einen
nachhaltigen Verkehr.

2.3 . Die Prioritäten im Energiebereich sind :

a ) Förderung der Entwicklung und Anwendung von
Technologien und Praktiken zur Energieeinspa­
rung, einschließlich erneuerbarer Energieträger,
durch finanzielle Mittel , Sensibilisierungsmaß­
nahmen und Informationskampagnen und Erar­
beitung von Kriterien für die Überprüfung von
Subventionssystemen, um „negative" Anreize ab­
zuschaffen ;

b ) Unterstützung der Umsetzung sämtlicher Maß­
nahmen zum Bedarfsmanagement, der Internali­
sierung externer Kosten und Nutzen, durch steu­
erliche Anreize und die stärkere Berücksichti­
gung anderer, nicht steuerlicher Mittel , und För­
derung einer besseren Koordinierung von Initia­
tiven zur Sensibilisierung der Verbraucher im
Rahmen gemeinschaftlicher Energiesparpro­
gramme ;

c ) Verstärkung von Gerätenormen über die Ener­
gieeffizienz im Rahmen technischer und wirt­
schaftlicher Möglichkeiten und Etikettierungs­
vorschriften zur Energieeffizienz ;

d ) Entwicklung eines Gemeinschaftsrahmens für
freiwillige Vereinbarungen im Einklang mit den
Wettbewerbsregeln .

2.4 . Die Prioritäten im Industriebereich sind :

a) aktive Förderung der gegenwärtig in der Indu­
strie laufenden Arbeiten zur Ausarbeitung von
Umweltmanagementsystemen, Überprüfung der
Umweltmanagement- und Betriebsprüfungsrege­
lung und Entwicklung von Programmen für die
weitere Förderung des Umweltbewußtseins der
Unternehmen, insbesondere der KMU, sowie für
Ausbildung und technische Unterstützung ;

b ) Leitlinien für eine integrierte und „lebenslauf­
orientierte" Produktpolitik, in der u . a. die Le­
benslaufanalyse weiterentwickelt und mögliche
Auswirkungen auf den Binnenmarkt berücksich­
tigt werden ;

c ) Verbesserung bestehender Rechtsvorschriften im
Hinblick auf eine einheitliche und umfassende
Kontrolle der durch Industrieanlagen verursach­
ten Verschmutzung, Entwicklung eines ergän­
zenden Rahmens für die integrierte Vermeidung
und Verminderung der Umweltverschmutzung,
in dem die besonderen Probleme kleinerer Anla­
gen berücksichtigt werden, sowie Förderung ei­
ner verbesserten Einbeziehung externer Kosten ;

d ) Maßnahmen zur Verstärkung des Umweltbe­
wußtseins der Industrie — z. B. Instrumente für

Erweiterung der Palette von Instrumenten

Die Gemeinschaft wird eine breitere Palette von Instru­
menten erarbeiten und anwenden, um deutliche Verän­
derungen der gegenwärtigen Tendenzen und Praktiken
hin zu einer nachhaltigen Entwicklung zu bewirken .

3.1 . Im Hinblick auf die Entwicklung wirksamer markt­
orientierter Instrumente zur Durchführung der Um­
weltpolitik wird folgenden Bereichen besondere Be­
achtung zukommen :

a ) Umweltabgaben ;

b ) Anwendung des Konzepts der Umwelthaftung ;

c ) freiwillige Vereinbarungen im Umweltbereich in
Übereinstimmung mit Wettbewerbsvorschriften ;

d) Förderung von Steuerreformen als Mittel zum
Schutz und zur Verbesserung der Umwelt .

3.2 . Die Prioritäten im Hinblick auf horizontale Instru­
mente sind :

a) Ausarbeitung eines Konzepts für die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVP) bei Plänen und Pro­
grammen sowie Förderung der Entwicklung von
Methodiken zur Ausbildung und Information im
Hinblick auf die UVP bei Projekten, Plänen und
Programmen ;
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c) Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den für
die Anwendung und Durchsetzung der Rechtsvor­
schriften zuständigen Behörden ;

d ) Erörterung von Möglichkeiten für eine Verbesserung
des Zugangs zum Recht, um die Einbeziehung der
Allgemeinheit bei der Anwendung und Durchsetzung
der umweltbezogenen Rechtsvorschriften zu verbes­
sern ;

e ) Prüfung der Möglichkeit, in neuen Rechtsvorschriften
Sanktionen für die Nichteinhaltung vorzusehen .

Artikel 5

Sensibilisierung

b ) eventuelle Ausweitung des Umweltmanagement­
und Betriebsprüfungssystems auf Tätigkeitsberei­
che außerhalb der Industrie ;

c) Verstärkung der Rolle der Normung, insbeson­
dere durch die Berücksichtigung von Umwelt­
aspekten bei der Erstellung von Industrienormen ;

d ) Erarbeitung von Kriterien für die Bewertung der
Verträglichkeit bestehender Gemeinschaftspoliti­
ken und -instrumente , einschließlich Finanzie­
rungsinstrumente , mit den Anforderungen einer
nachhaltigen Entwicklung ;

e ) Überprüfung der Möglichkeiten für eine verbes­
serte Einbeziehung von Umweltaspekten in die
gemeinschaftlichen Beschaffungsvorschriften und
-verfahren unter Gewährleistung eines lauteren
Wettbewerbs .

3.3 . Eine weitere Priorität ist der verbesserte Einsatz der
gemeinschaftlichen finanziellen Unterstützungsin­
strumente als Mittel zur Förderung einer nachhalti­
gen Entwicklung. Im Hinblick auf die gemeinschaft­
lichen finanziellen Unterstützungsmechanismen, und
insbesondere den Strukturfonds und den Kohäsions­
fonds, beinhaltet dies eine bessere Berücksichtigung
von Umweltaspekten und eine Bewertung von deren
Umweltauswirkungen, um die Qualität der Unter­
stützungsmaßnahmen sowohl vom umweltspezifi­
schen als auch vom ökonomischen Standpunkt aus
zu verbessern .

3.4 . Die Gemeinschaft wird ihre gegenwärtigen Bemü­
hungen weiterführen, das Potential in vollem Um­
fang zu nutzen, welches neue Techniken und Tech­
nologien für eine nachhaltige Entwicklung beispiels­
weise in der Landwirtschaft, Lebensmittelverarbei­
tung, bei Chemikalien und Arzneimitteln , Umwelt­
säuberungsaktionen und für die Entwicklung von
neuen Materialien und Energiequellen bieten .

Die Gemeinschaft betont die Bedeutung der Bereiche
Kommunikation und Information sowie allgemeine und
berufliche Bildung als Mittel zur Sensibilisierung für Fra­
gen einer nachhaltigen Entwicklung sowie zur Förde­
rung von Verhaltensänderungen in allen Teilen der Ge­
sellschaft . Sie wird sich verstärkt darum bemühen, das
Bewußtsein und das Informationsniveau der Bürger der
Gemeinschaft im Zusammenhang mit Fragen der nach­
haltigen Entwicklung zu verbessern und die Transparenz
der Entscheidungs- und Durchsetzungsverfahren zu er­
höhen .

Prioritäten sind :

a) Zugänglichkeit von Informationen über den Zustand
der Umwelt und Erörterung von Möglichkeiten, In­
formationen über die Anwendung der gemeinschaftli­
chen Rechtsvorschriften im Umweltbereich verfügbar
zu machen, um die Öffentlichkeit verstärkt zu sensi­
bilisieren ;

b) Förderung der Einbeziehung des Konzepts der nach­
haltigen Entwicklung in die Gemeinschaftsprogramme
im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung ;

c ) Entwicklung und kontinuierlicher Ausbau eines Sy­
stems für die Bewertung und angemessene Verbrei­
tung der Ergebnisse von LIFE-Projekten ;

d ) Förderung von umweltgerechten Praktiken innerhalb
der Institutionen der Gemeinschaft, Erleichterung des
Austauschs der besten Praktiken und möglichst um­
fassende Verbreitung von Informationen .

Artikel 4

Anwendung und Durchsetzung der Rechtsvorschriften

Die Gemeinschaft wird ihre Bemühungen auf allen Ebe­
nen verstärken, um die Anwendung und Durchsetzung
der umweltbezogenen Rechtsvorschriften zu verbessern .

Die Prioritäten sind :

a ) Verbesserung des Rechtsrahmens für die Umweltpoli­
tik durch einheitlichere und umfassendere sektorspe­
zifische Konzepte und — soweit möglich — durch
vereinfachte Gesetzgebungs- und Verwaltungsverfah­
ren sowie durch die besondere Berücksichtigung der
Durchsetzbarkeit der zu treffenden Maßnahmen ;

b ) Verstärkung der Bedeutung und Einhaltung der in
den Gemeinschaftsvorschriften enthaltenen Anforde­
rungen im Hinblick auf Berichtspflichten ;

Artikel 6

Internationale Zusammenarbeit

Die Gemeinschaft wird ihre Bemühungen im Hinblick
auf internationale Maßnahmen für den Umweltschutz
und eine nachhaltige Entwicklung verstärken . Dies bein­
haltet insbesondere die Intensivierung der Zusammenar­
beit mit den mittel- und osteuropäischen Ländern und
den Mittelmeerländern , die Verstärkung ihrer Rolle im
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Hinblick auf in der Agenda 21 genannte Umweltthemen
und auf bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit im
Bereich der nachhaltigen Entwicklung.

6.1 . Die Prioritäten in bezug auf Mittel- und Osteuropa
sind :

a) Fortentwicklung eines umfassenden umweltbezo­
genen Konzepts im Rahmen der Strategie für die
Vorbereitung des Beitritts der assoziierten Staa­
ten Mittel- und Osteuropas ;

b ) Fortsetzung der Zusammenarbeit mit den Län­
dern Mittel - und Osteuropas in diesem Bereich,
innerhalb des durch die Assoziierungsabkommen
vorgesehenen Rahmens . Dies beinhaltet fortge­
setzte finanzielle Zusammenarbeit und technische
Unterstützung insbesondere im Hinblick auf die
Angleichung der umweltbezogenen Rechtsvor­
schriften und deren Umsetzung und Anwendung,
Unterstützung von Investitionen in Umweltinfra­
struktur und Zusammenarbeit zur Förderung
besserer Umweltpraktiken ;

c ) Öffnung des LIFE-Programms für die assoziier­
ten Staaten Mittel - und Osteuropas .

6.2 . Prioritäten in bezug auf die Mittelmeerländer und

c) Unterstützung internationaler Arbeiten zur Er­
stellung von Indikatoren für eine nachhaltige
Entwicklung und zur Bemessung der für Um­
weltschutzzwecke eingesetzten Hilfen ;

d ) Einführung von strengeren Bestimmungen zur
Umsetzung und Streitbeilegung bei künftigen
Änderungen internationaler Ubereinkommen ;

e) Fortführung der Zusammenarbeit in Umweltfra­
gen in der Ostseeregion ;

f) Verstärkung der Umweltkomponente in der Zu­
sammenarbeit mit den Neuen Unabhängigen
Staaten, wobei das Hauptaugenmerk auf den
Kapazitätsausbau und die technische Unterstüt­
zung innerhalb des TACIS-Programms gerichtet
ist ;

g) Intensivierung der Zusammenarbeit mit den Län­
dern Asiens und Lateinamerikas in Einklang mit
der Verordnung (EWG) Nr. 443/92 des Rates (')
und den allgemeinen Leitlinien für die Zusam­
menarbeit zwischen der Gemeinschaft und den
betroffenen Regionen .

6.4 . Prioritäten im Bereich „Handel und Umwelt" sind :

a) aktive Beteiligung an internationalen Beratungen
zum Thema „Handel und Umwelt", in denen
sich die Gemeinschaft um ein ausgewogenes
Konzept zur Berücksichtigung von Umweltbe­
langen auf der einen und Handelsbelangen auf
der anderen Seite bemühen wird, wobei das
Hauptaugenmerk auf die Berücksichtigung von
Umweltanforderungen im multilateralen Han­
delssystem gerichtet wird ;

b ) Unterstützung von multilateralen Lösungsansät­
zen für handels- und umweltbezogene Probleme,
mit denen Handelsprinzipien berücksichtigt wer­
den und die Transparenz bei der Festlegung und
Durchführung von Umweltschutzmaßnahmen,
einschließlich neuer umweltpolitischer Instru­
mente, gefördert wird .

das Mittelmeerbecken sind :

a ) im Rahmen der Erklärung von Barcelona von
November 1995 , Entwicklung eines regionalen
Ansatzes , durch regelmäßigen Dialog und ver­
mehrte und verbesserte Zusammenarbeit, insbe­
sondere in bezug auf finanzielle und technische
Unterstützung ;

b) Erarbeitung eines Programms für kurz- und mit­
telfristige Maßnahmen im Mittelmeerraum und
Schaffung eines Überwachungsmechanismus für
dessen Umsetzung.

6.3 . Prioritäten in bezug auf internationale Umwelt­
themen sind :

a) im Vorfeld der 1997 stattfindenden Sondersit­
zung der Vollversammlung der Vereinten Natio­
nen, Ausarbeitung einer Mitteilung über die Um­
setzung der Agenda 21 in allen relevanten Berei­
chen der Gemeinschaftspolitik ; diese Mitteilung
ist Teil der andauernden Arbeit der Gemein­
schaft zur Unterstützung der Kommission für
nachhaltige Entwicklung der Vereinten Natio­
nen ;

b ) Bewertung der Durchführung des Lome-Abkom­
mens im Hinblick auf die Berücksichtigung des
Aspekts einer nachhaltigen Entwicklung und
Überprüfung der gesamten gemeinschaftlichen
Entwicklungshilfe , um die Einhaltung der Um­
weltbewertungssysteme zu gewährleisten ;

TEIL 2

ANDERE SCHWERPUNKTTHEMEN

Artikel 7

Verbesserung der umweltpolitischen Grundlagen

Die Gemeinschaft wird gewährleisten , daß ihre Umwelt­
politik auf zuverlässigen und vergleichbaren Daten , Sta­
tistiken und Indikatoren sowie auf fundierten wissen­

(') ABl . Nr. L 52 vom 27 . 2 . 1992 , S. 1 .
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Artikel 10

Förderung lokaler und regionaler Initiativen

schaftlichen Kenntnissen und einer Bewertung der Ko­
sten der jeweiligen Option beruht.

Besondere Beachtung werden finden :

a ) die Feststellung und Behebung von Mängeln der ge­
genwärtig vorhandenen statistischen Umweltdaten ,
die Berücksichtigung von Umweltaspekten in den Da­
ten und Statistiken für andere Politikbereiche und die
Zugänglichkeit derartiger Daten ;

b) die Förderung der Erstellung von Umweltindikatoren,
Leistungsindikatoren für alle relevanten Politikberei­
che und Indikatoren für eine nachhaltige Entwick­
lung, die als Bezugsindikatoren für Fortschritte in
Richtung einer nachhaltigen Entwicklung dienen und
die Festlegung von Zielsetzungen und operationellen
Vorgaben ermöglichen ;

c) die Verbesserung der Beziehungen zwischen der For­
schungs- und Entwicklungspolitik einerseits und der
Umweltpolitik andererseits ;

d ) die Weiterentwicklung des Einsatzes ökonomischer
Bewertungstechniken für die Umwelt (Techniken für
die Bewertung der Kostenwirksamkeit, die Kosten­
Nutzen-Analyse und die Bewertung der Auswirkun­
gen unternehmerischer Tätigkeiten);

e ) die Entwicklung von Satellitenkonten zu den volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen ; dies bildet den
ersten Schritt zur Berücksichtigung von Umwelt­
aspekten in den Konzepten und Praktiken der volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnung .

Die Gemeinschaft wird weiterhin Aktivitäten auf lokaler
und regionaler Ebene fördern, die einer nachhaltigen
Entwicklung dienen ; dies umfaßt insbesondere territo­
riale Konzepte im Hinblick auf die städtische Umwelt,
den ländlichen Raum, Küstengebiete und Inseln, das kul­
turelle Erbe und Naturschutzgebiete . Zu diesem Zweck
werden besondere Beachtung finden :

a) die Weiterentwicklung des Potentials der Raumpla­
nung als Instrument zur Förderung einer nachhaltigen
Entwicklung und die weitere Förderung der Initiati­
ven „Europa 2000 + " und ESDP (European Spatial
Development Perspectives — Perspektiven einer euro­
päischen Raumentwicklungspolitik), die die Grund­
lage für einen Konsens zwischen politischen Entschei­
dungsträgern im Hinblick auf die Auswirkungen der
Raumplanung auf eine Politik der sektorbezogenen
Entwicklung bilden können ;

b) die Entwicklung eines umfassenden Konzepts für die
städtische Umwelt, wobei der Unterstützung von
Maßnahmen lokaler Behörden zur Umsetzung des
Programms und der „lokalen Agenda 21 " besondere
Aufmerksamkeit zuteil wird ;

c) die Entwicklung eines Demonstrationsprogramms
über die integrierte Bewirtschaftung von Küstengebie­
ten, um die Bedeutung verbesserter Informations- und
Konsultationsstrukturen für eine nachhaltige Ent­
wicklung aufzuzeigen und den eventuellen Bedarf an
weiteren Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene oder
auf anderen Ebenen zu ermitteln ;

d ) die Erarbeitung eines Konzepts zur Förderung lokaler
Entwicklungs- und Beschäftigungsinitiativen, um zum
Naturschutz in Regionen beizutragen, die durch die
Strukturfonds gefördert werden .

Artikel 8

Nachhaltige Produktions- und Verbrauchsmuster

Die Gemeinschaft wird Instrumente und Maßnahmen
zur Verbesserung industrieller Innovationen im Hinblick
auf eine nachhaltige Entwicklung sowie zur Förderung
des Umweltbewußtseins und von Änderungen im Verhal­
ten von Unternehmen und Verbrauchern weiterentwik­
keln, damit nachhaltige Produktions- und Verbrauchs­
muster erreicht werden können .

Artikel 11

Umweltthemen

Artikel 9

Die Gemeinschaft wird ihre politischen Konzepte zu den
Umweltthemen des Programms auf der Grundlage eines
hohen Umweltschutzniveaus weiterentwickeln ; beson­
dere Aufmerksamkeit wird dabei Maßnahmen zu nach­
stehend aufgeführten Themen, die am effizientesten auf
Gemeinschaftsebene durchgeführt werden können, zu­
kommen :

11.1 . Im Hinblick auf die Klimaveränderung und den
Abbau der Ozonschicht werden besondere Beach­
tung finden :

a) die Festlegung von Zielsetzungen für die Ver­
ringerung von Kohlenstoffdioxid (C02) und
anderen Treibhausgasen, die bis 2005 bzw.
2010 zu erreichen sind , sowie die Erarbeitung

Gemeinsame Verantwortung und Partnerschaft

Die Gemeinschaft wird praktische Maßnahmen zur Wei­
terentwicklung des Konzepts der gemeinsamen Verant­
wortung und Partnerschaft fördern, mit denen eine
nachhaltige Entwicklung erreicht werden soll . Sie wird
für bessere Dialogmöglichkeiten sorgen und sicherstel­
len, daß alle Beteiligten in angemessener Weise in die
Erstellung und Durchführung ihrer politischen Konzepte
und Maßnahmen einbezogen werden .
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von Konzepten und Maßnahmen für deren Er­
reichung ;

b ) die Verstärkung gemeinschaftlicher Kontroll­
maßnahmen für halogenierte Fluorchlorkohlen­
wasserstoffe (H-FCKW) und Methylbromid so­
wie für Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW)
und Halone und die Intensivierung der For­
schung im Hinblick auf einen geeigneten Ersatz
dieser Substanzen .

11.2 . Im Hinblick auf die Ubersäuerung und die Luft­
qualität werden besondere Beachtung finden :

a ) die Ausarbeitung eines Konzepts , um sicherzu­
stellen, daß die kritische Belastung durch säu­
ernde Stoffe nicht überschritten wird ;

b ) die Festlegung oder Ergänzung von Qualitäts­
zielsetzungen für bestimmte Schadstoffe und
die Ausarbeitung einheitlicher Verfahren zur
Bewertung und Überwachung der Luftqualität .

11.3 . Im Hinblick auf die "Wasserwirtschaft wird beson­
dere Beachtung finden :

die Ausarbeitung eines umfassenden Konzepts zur
integrierten Planung und Bewirtschaftung der
Grund- und Oberflächenwasserressourcen, in dem
sowohl quantitative als auch qualitative Aspekte
Berücksichtigung finden , und eine nachhaltige Be­
wirtschaftung der regionalen Meere in Europa .

11.4 . Im Hinblick auf die Abfallwirtschaft wird die Ge­
meinschaft das gegenwärtige Abfallkonzept unter
Berücksichtigung der Entwicklungen seit 1989 ak­
tualisieren .

Besondere Beachtung werden finden :

a ) die Schaffung von Rahmenvoraussetzungen für
die Sammlung vergleichbarer Daten ;

b) die Entwicklung von einheitlicheren Definitio­
nen und Prinzipien im Bereich der abfallbezo­
genen Rechtsvorschriften , insbesondere im Hin­
blick auf die Einheitlichkeit der Listen gefährli­
cher Abfälle ;

c ) die Auswertung der im Programm über priori­
täre Abfallströme gesammelten Erfahrungen ;

d ) die Schaffung und das effiziente Funktionieren
von Märkten für Recyclingprodukte, unter Ein­
beziehung von Lebenslaufanalysen ;

e ) die Entwicklung von Konzepten zur Verant­
wortlichkeit der Hersteller, unter Berücksichti­
gung der möglichen Auswirkungen auf den Bin­
nenmarkt und des Prinzips der geteilten Ver­
antwortung .

11.5 . Im Hinblick auf das Lärmproblem wird der Ausar­
beitung eines Lärmminderungsprogramms beson­
dere Aufmerksamkeit zukommen, das umfassende
Bestimmungen über die Information der Bevölke­
rung, gemeinsame Lärmbelastungsindizes , Zielset­
zungen für die Lärmimmissionen und Grenzwerte
für Lärmemissionen von Produkten enthalten wird .

11.6 . Im Hinblick auf den Naturschutz und die biologi­
sche Vielfalt wird die Gemeinschaft bei der Umset­
zung ihrer Konzepte in anderen Politikbereichen
für die vollständige Berücksichtigung von Belangen
des Naturschutzes und der biologischen Vielfalt
sorgen .

11.7 . Im Hinblick auf das Risikomanagement und die
Unfallüberwachung werden besondere Beachtung
finden :

a ) die Uberprüfung bestehender Rechtsvorschrif­
ten über die Ein- und Ausfuhr gefährlicher
Chemikalien , insbesondere im Zusammenhang
mit dem PIC-Grundsatz (Prior Informed Con­
sent — Zustimmung nach vorheriger Inkennt­
nissetzung);

b ) die Weiterentwicklung von Maßnahmen im Be­
reich der in der Landwirtschaft und für andere
Zwecke verwendeten Pestizide, um deren nach­
haltige Nutzung zu gewährleisten ;

c) die Weiterentwicklung von Ansätzen, um
Agenda 21 in Hinblick auf die Substitution oder
die stufenweise Einschränkung der Verwendung
giftiger Chemikalien vollständig zu behandeln ;

d ) die weitere Uberprüfung des gesetzlichen Rah­
mens für neue Technologien .


